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Kinderrechte in wirtschaftlichen Krisenzeiten achten und schützen! 
Stellungnahme der BAG Kinderinteressen e.V. zu geplanten Kürzungen 
sozialer Leistungen für Kinder, Jugendliche und Menschen mit 
Behinderungen 
 
Der Paritätische Gesamtverband veröffentlichte am 16. April 2026 ein internes Arbeitspapier1, 
das drastische Sparpläne von Bund, Ländern und kommunalen Spitzenverbänden offenlegt. Mehr 
als 70 Kürzungsvorschläge bei sozialen Unterstützungsleistungen, mit einem Gesamtvolumen 
von über 8,6 Milliarden Euro, sind darin aufgeführt. Betroffen sind Kinder, Jugendliche, ihre 
Familien sowie Menschen mit Behinderungen. 
 
Die BAG Kinderinteressen e.V. schließt sich der breiten Kritik zahlreicher Sozialverbände an 
und richtet einen eindringlichen Appell an die Bundesregierung: Die Rechte aller Kinder und 
Jugendlichen müssen – gerade in Krisenzeiten – uneingeschränkt geachtet und geschützt werden. 
 
Die aktuellen globalen Krisen haben spürbare Auswirkungen auf die wirtschaftliche Lage in 
Deutschland. Umso dringlicher stellt sich die Frage, wer die daraus resultierenden Belastungen 
trägt. Bereits jetzt stehen viele Kinder, Jugendliche und ihre Familien unter erheblichem Druck. 
Die geplanten Einschnitte würden die psychische und physische Entwicklung, die 
Bildungschancen sowie die gesellschaftliche Teilhabe junger Menschen massiv gefährden. Dabei 
ist die Bundesrepublik Deutschland als Vertragsstaat der UN-Kinderrechtskonvention 
verpflichtet, das Wohl des Kindes bei allen staatlichen Entscheidungen vorrangig zu 
berücksichtigen (Art. 3). Bei der Abwägung verschiedener Interessen gegeneinander wiegen die 
Interessen von Kindern und Jugendlichen damit unmissverständlich besonders schwer. Dies gilt 
auch bei der Bewältigung wirtschaftlicher Herausforderungen und globaler Krisen. 
 
Laut Art. 12 der UN-Kinderrechtskonvention ist Deutschland darüber hinaus verpflichtet, 
Kinder und Jugendliche zu allen sie betreffenden Maßnahmen anzuhören und sie zu beteiligen. 
Die Verhandlungen von Bund, Ländern und Kommunen fanden hinter verschlossenen Türen 
statt und beschneiden die Rechte von Kindern und Jugendlichen, ohne diese demokratisch 
einzubinden. Kindern und Jugendlichen muss aktiv die Möglichkeit geboten werden, sich mit 
ihren Bedürfnissen, Forderungen und Kritikpunkten einzubringen.  
 
Aus kinderrechtlicher Sicht kritisiert die BAG Kinderinteressen e.V. insbesondere die folgenden 
Vorschläge aus der Vorhabenliste: 
 

• Der Unterhaltsvorschuss von Alleinerziehenden soll gekürzt und nur noch bis zum 12. 

Lebensjahr des Kindes und für maximal sechs Jahre insgesamt ausgezahlt werden. Begründet 

wird der Vorschlag mit dem Verweis auf  die Ganztagesbetreuung und die überwiegende 

Erwerbstätigkeit von Alleinerziehenden. Diese Argumentation muss jedoch als haltlos 

bewertet werden. Es gibt keine flächendeckende, kostengünstige Betreuung für Kinder ab 
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dem ersten Lebensjahr. Gerade der Rechtsanspruch auf  Ganztagesbetreuung in der 

Grundschule soll laut Vorhabenliste verschoben werden.  

Die Erwerbstätigkeit von Alleinerziehenden, wenn sie überhaupt möglich ist, reicht meistens 

nicht zur finanziellen Absicherung der Familie aus. Alleinerziehende und ihre Kinder sind 

schon jetzt die am häufigsten von Armut betroffene Familienform. Die geplante Kürzung 

würde das Armutsrisiko von Kindern von Alleinerziehenden weiter drastisch erhöhen und 

das Wohl der betroffenen Kinder verstärkt gefährden (Art. 3 UN-Kinderrechtskonvention). 

 

• Unbegleitete minderjährige Geflüchtete sollen künftig ab 16 Jahren in regulären 

Unterkünften für Erwachsene untergebracht werden, in denen reduzierte Standards für die 

Unterbringung, Versorgung und Betreuung gelten. Dies widerspricht dem besonderen 

Schutzbedarf  von Minderjährigen und stellt einen Verstoß gegen Art. 1 und Art. 2 der UN-

Kinderrechtskonvention (Diskriminierungsverbot) dar. Gerade junge Geflüchtete benötigen 

besonders dringend Unterstützung, sich in einer fremden Gesellschaft zurechtzufinden und 

als Heranwachsende neben der Ausbildung zu lernen, sich selbstständig im Alltag zu 

versorgen 

 

• Der individuelle Rechtsanspruch auf  Schulbegleitung für Kinder und Jugendliche mit 

Behinderungen soll gestrichen werden. Künftig sollen Integrationshelfer:innen und 

Schulassistenzen mehrere Schüler:innen gleichzeitig betreuen. Dadurch kann eine 

bedarfsgerechte Unterstützung nicht mehr gewährleistet werden. Das schränkt den 

gleichberechtigten Zugang zu Bildung erheblich ein und steht auch im Widerspruch zur UN-

Behindertenrechtskonvention. Zudem werden Familien mit mehr Zuarbeit in ihrem schon 

sehr herausfordernden Alltag belastet. 

Die BAG Kinderinteressen fordert die Bundesregierung daher auf,  
 

✓ die Einschnitte zu stoppen und die Krisenlast nicht auf  Kinder, Jugendliche und ihre 

Familien abzuwälzen; 

✓ bei allen geplanten Maßnahmen die Interessen von Kindern und Jugendlichen vorrangig zu 

berücksichtigen und dadurch einen aktiven Beitrag zur Umsetzung des Artikel 3 und weiteren 

Artikeln der UN-Kinderrechtskonvention zu leisten; bei der Abwägung verschiedener 

Interessen gegeneinander wiegen die Interessen von Kindern und Jugendlichen 

unmissverständlich besonders schwer. 

✓ geflüchtete Jugendliche sowie Kinder und Jugendliche mit Behinderungen konsequent vor 

Diskriminierung zu schützen und ihre Rechte auf  Beteiligung, Entwicklung und Schutz zu 

wahren; 

✓ Artikel 12 UN-Kinderrechtskonvention umzusetzen und damit Kinder und Jugendliche 

endlich anzuhören und ihnen Möglichkeiten zu bieten, sich bei der Bewältigung 

wirtschaftlicher Herausforderungen einzubringen. 

Weitere Informationen gibt die Geschäftsstelle der BAG Kinderinteressen e.V. 
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Kontakt: 

BAG Kinderinteressen e.V. 

c/o Der Kinderschutzbund Landesverband Sachsen e.V. 
Hamburger Str. 39b, Haus F 
01067 Dresden 
Telefon: 0351/42 42 064 
info@kinderinteressen.de 
www.kinderinteressen.de 
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